
Nachs chlagewerk: j a
Antliehe Sammlung: ja

ZPO §§ 198, 212 a

Sine wirksame Zustellung liegt nur vor, wenn der Zustellungs- 
enpfänger ein mit Datum und Unterschrift versehenes Empfangs- 
hekenntnis ausgestellt hat» Dieses kann auch nachträglich 
ausgestellt werden. Es wirkt dann auf den Zeitpunkt zurück, 
in den der Zustellungsempfänger das zugestellte Schriftstück 
entgegengenommen hat. Es kann auch noch ausgestellt werden, 
wenn bereits ein Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt ist 
und sich aus dem Empfangsbekenntnis ergibt, daß die Rechts­
mittelfrist versäumt ist.

BGH, Urt. v. 14- Juni 1961 - IV ZR 56/61 - OLG Ileustadt/Y/einstr.
LG Prankenthal



Verkündet 
n 14. Juni 1961 
, Justizangeotellter 
Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Entschädigungsrechtsstreit

des Ilax in J<
(H®3traße),

Klägers und Revisionsklägers,

Frozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br. Alexander-?
in t r»

gegen

das Land Rheinland-Pfalz,
vertreten durch den Birektor des Bundesamts für Wiedergut­
machung und verwaltete Vermögen in M d B »  Al^^platz^,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

- Frozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt Erhr. 
in Ki

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 7. Juni 1961 unter Llitwirkung des Senat 
Präsidenten Ascher und der Bundesrichter Raske, Johannsen, 
Ilaaß und Br. Graf

für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 1. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Neustadt/V/einstr. vom 10. Januar 
1961 wird auf Kosten des Klägers zurückgewiesen.
Gerichtsgebühren und Auslagen werden nicht erhoben.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Eine Ausfertigung des in dieser Sache ergangenen Urteils 
des Landgerichts ist der Zustellungsbevollmächtigten des 
erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten des Klägers am 
30. April I960 übermittelt und von ihr als Zustellung ent- 
gegengenowmen worden. In dem von ihr an diesem Tage Unter­
zeichneten Empfangsbekenntnis fehlt die Angabe eines Latums. 
Unter dem 9« November I960 hat diese Zustellungsbevollmäch- 
tigte folgende mit "Bescheinigung" überschriebene Erklärung 
abgegeben und unterzeichnet:

"Hiermit bescheinige ich, daß ich das Urteil in 
Sachen

Max gegen Land
0 (WG) 728/59

als Zustellungsbevollmächtigte für RA.Lr. Förster 
lt. meinen Aufzeichnungen am 30. April I960 auf der 
Geschäftsstelle des Landgerichts Frankenthal in 
Empfang genommen und am gleichen Tage per Post an 
Herrn HA. Lr. Förster abgesandt habe.
Las Latum in dem Zustellungsstempel wurde versehent­lich nicht eingesetzt.

Frankenthal, den 9. November I960 
Lie Zustellungsbevollmächtigte:

. MI

Gegen das Urteil hat der Kläger am 2. November I960 
Berufung eingelegt,auf den Hinweis des Vorsitzenden des 
Senats vom 12. November I960 über die erfolgte Aushändigung 
des Urteils an die Zustellungsbevollmächtigte des erstin­
stanzlichen Prozeßbevollmächtigten und die von dieser abgege­
benen schriftlichen Erklärungen am 22. November I960 um 
V/iedereinsetzung in den vorigen Stand gebeten und die Beru­
fung am 29- November I960 begründet.
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Das Berufungsgericht hat die Berufung des Klägers ver­
worfen. Es hat angenommen, das Urteil des Landgerichts sei 
dem Kläger am 30. April I960 zugestellt worden. Es sei nicht 
notwendig, daß das Empfangsbekenntnis des Zustellungsempfänger! 
das Datum des Empfangs enthalte. Mindestens sei aber die Zu­
stellung dadurch wirksam geworden, daß die Zustellungsbevoll­
mächtigte nachträglich am 9- November I960 den Empfang besehet 
nigt habe. Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand hat das 
Berufungsgericht dem Kläger versagt.

Mit der gegen dieses Urteil eingelegten Revision verfolgt 
der Kläger seine in diesem Verfahren geltend gemachten An­
sprüche in der Sache weiter. Das beklagte Land hat beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.

Die Revision ist unbegründet.

Das Urteil des Landgerichts ist in der vereinfachten 
Form des § 212 a ZPO zugestellt worden. Nach der bereits vom 
Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung vertretenen zu­
treffenden Rechtsansicht, der sich der Bundesgerichtshof in 
den BGHZ 8, 314, 30, 299* 303 und 30, 333 veröffentlichten 
Entscheidungen angeschlossen hat, ist die vereinfachte Zu­
stellung nach § 198 ZPO oder § 212 a ZPO nur wirksam erfolgt, 
wenn der in dieser Vorschrift bezeichnete Zustellungsempfänger 
das in diesen Bestimmungen vorgeschriebene Empfangsbekenntnis 
ausgestellt hat. Die in einem Teil des rechtswissenschaft­
lichen Schrifttums und in Entscheidungen einiger Oberlandes­
gerichte vertretene abweichende Ansicht hat der VIII. Zivil­
senat in dem BGHZ 30, 299 veröffentlichten Urteil mit ein­
gehender Begründung widerlegt. Hierauf wird für die hier zu 
treffende Entscheidung verwiesen.
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Dieses Empfangsbekenntnis muß mit Datum und mit der 
Unterschrift des Empfängers versehen sein. Das hat der er­
kennende Senat gleichfalls in früheren Entscheidungen, wenn 
auch nur beiläufig, ausgesprochen (BGHZ 30, 335 und LI.I ZPO 
§ 233 Nr. 37)- Die Ansicht des Berufungsgerichts, daß die 
Angabe des Datums nicht erforderlich sei, da die fehlende 
Datumsangabe nicht anders behandelt werden könne als eine, 
falsche Datierung, die nach ständiger höchstrichterlicher 
Rechtsprechung nicht schade, ist irrig.

*

Das Empfangsbekenntnis nach § 198 oder § 212 a ZPO hat 
dieselbe Bedeutung wie die in § 190 ZPO geforderte Zustellungs­
urkunde. Durch diese wird die tatsächlich oder ersatzweise 
erfolgte Übergabe des zuzustellenden Schriftstücks beurkundet 
und durch jene der Empfang dieses Schriftstücks- Beide sollen 
beurkunden, wem das Schriftstück übergeben oder von wem es 
enpfangen worden ist und wann das geschehen ist. Deswegen ist 
es ein wesentliches Erfordernis, daß sie das Datum der Zu­
stellung oder des Empfangs enthalten. Diese Angabe wird daher 
auch in den §§ 191, 198 und 212 a ZPO zwingend gefordert.
Nur dann, wenn das Datum in der Urkunde angegeben ist, liegt 
eine beurkundete Zustellung vor.

Die Zustellung ist am Tage der wirklichen Zustellung 
auch dann wirksam erfolgt, wenn in der Zustellungsurkunde oder 
in dem Empfangsbekenntnis ein falsches Datum eingesetzt ist 
(RGrZ 156, 357; IM ZPO § 233 Nr. 37; Stein/Jonas/Schönke ZPO 
18. Aufl. § 190 I, 2; Wieczorek ZPO § 190 A II a 2). Daraus 
kann aber nicht, wie es das Berufungsgericht getan hat, ge­
schlossen werden, daß die Datumsangabe auch fehlen kann. Wenn 
das Gesetz für eine Beurkundung bestimmte Förmlichkeiten und 
Angaben verlangt, ist diese Beurkundung nur erfolgt, wenn 
diese Förmlichkeiten beachtet und die geforderten Angaben 
gemacht sind. Es ist nicht in jedem Falle erforderlich, daß 
die geforderten Angaben richtig sind. So war nach den vor 
Inkrafttreten des Testamentsgesetzes vom 31. Juli 1938 gelten-
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den Recht ein eigenhändiges Testament nur gültig, wenn darin 
auch der Ort und die Zeit der Errichtung des Testaments ange­
geben waren. Die Gültigkeit des Testaments wurde aber nicht 
dadurch berührt, daß diese Angaben unrichtig waren. Schließ­
lich können die Angaben in der Zustellungsurkunde auch durch 
einen nachträglich auf die Urkunde gesetzten Vermerk berich­
tigt v/erden (Stein/Jonas/Schönke aaO § 191 I). Solange jedoch 
eine wesentliche Angabe wie das Datum bei dem Empfangsbe­
kenntnis überhaupt fehlt, ist die Beurkundung noch nicht er­
folgt. Eine wirksame Zustellung liegt dann noch nicht vor 
(RGZ 51, 165; RG JW 1928, 2847).

Zutreffend ist hingegen die Hilfserwägung des Berufungs­
gerichts, daß das Urteil deswegen am 30. April I960 wirksam 
zugestellt worden ist, weil die Zustellungsbevollmächtigte 
am 9. November I960 ein Empfangsbekenntnis ausgestellt hat. 
Damit, daß das Berufungsgericht dieses von ihm eingeholte 
Empfangsbekenntnis berücksichtigt hat, hat es nicht gegen das 
Verfahrensrecht verstoßen. Ausweislich der Sitzungsnieder­
schrift vom 5. Januar 1961 hat das Berufungsgericht die 
Parteien von diesem Empfangsbekenntnis unterrichtet. Der Klä­
ger hatte daher Gelegenheit darzutun, daß das Empfangsbe­
kenntnis unrichtig sei und Beweise hierfür anzutreten.
Die Zustellung nach §§ 198, 212 a ZPO ist, wenn ein ordnungs­
gemäßes Empfangsbekenntnis ausgestellt worden ist, in dem 
Augenblick wirksam geschehen, in dem der Zustellungsempfänger 
das suzustellende Schriftstück mit dem Willen, es als zuge­
stellt anzusehen, entgegengenommen hat. Das Empfangsbekenntnis 
selbst kann später ausgestellt werden. Das Gesetz verlangt 
nicht, daß diese Urkunde bei der Empfangnahme des Schrift­
stücks ausgestellt wird. Das Empfangsbekenntnis wirkt, wenn 
es später ausgestellt wird, auf den Zeitpunkt zurück, in dem 
der Aussteller das Schriftstück als zugestellt entgegenge­
nommen hat (RGZ 150, 394; RG JW 1936, 926 Nr. 14; BGHZ 30,
299, 302). Ebenso wie der von dem Urkundsbeamten nach § 213 
ZPO anzufertigende Vermerk (vgl. das zur Veröffentlichung
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bestimmte Urteil vom 28. Oktober I960 IV ZR 45/60), kann 
das Empfangsbekenntnis auch noch ausgestellt werden, wenn 
bereits gegen das Urteil ein Rechtsmittel eingelegt ist und 
das Empfangsbekenntnis ergibt, daß die Rechtsmittelfrist 
versäumt ist. Allein der Zustellungsempfanger muß verantwort­
lich prüfen, ob er in der Lage ist, die Erklärung abzugeben, 
er habe da3 zugestellte Schriftstück an einem bestimmten Tage 
empfangen. Sieht er sich dazu in der läge und stellt er das 
Empfangsbekenntnis aus, dann ist das Schriftstück an dem in 
dem Empfangsbekenntnis bezeichneten Tage zugestellt, sofern 
nicht nachgewiesen wird, daß das Empfangsbekenntnis eine un­
richtige Datumsangabe enthält. Da3 Gericht hat von sich aus 
über die Richtigkeit der Datumsangabe keine Ermittlungen an­
zustellen. Das ergibt § 212 a ZPO, wonach das Empfangsbekenntnis 
zum Nachweis der Zustellung genügt.

Danach war die Berufung verspätet eingelegt. Die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung dieser 
Frist ist dem Kläger mit Recht versagt worden. Sie könnte dem 
Kläger nur erteilt werden, wenn er durch einen unabwendbaren 
Zufall verhindert worden wäre, die Berufungsfrist zu wahren.
Ein solcher kann nicht angenommen werden, solange nicht dar­
getan ist, daß die Versäumung der Frist weder von ihm selbst 
noch von einem seiner Prozeßbevollmächtigten verschuldet worden 
ist; denn deren Verschulden muß er sich nach § 232 ZPO zurech­
nen» lassen. Es ist nicht dargetan, daß den Prozeßbevollmäch­
tigten des ersten Rechtszuges kein Verschulden trifft. Dessen 
Zustellungsoevollmachtigten war das Urteil zugestellt worden. 
Seine Aufgabe war es, sich den Tag der Urteilszustellung von 
dieser mitteilen zu lassen und ihn dem Kläger bekanntzugeben.

i
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Daß er dieser Pflicht genügt hat und das trotzdem ohne ein 
vom Kläger oder dem Prozeßbevollmächtigten des ersten Rechts­
zuges nicht zu vertretendes Verschulden versehentlich der 
2. Mai I960 als Tag der Zustellung des Urteils angenommen 
worden ist, hat der Kläger nicht dargetan.

Die Revision mußte daher mit der Kostenfolge aus § 97 
ZPO, § 225 Abs. 1 BEG zurückgewiesen werden.

Ascher Baske Johannsen Maaß Dr. Graf


